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1 3 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung, mit der statistische Erhebungen im Bereiche des
Groß- und Einzelhandels sowie des Beherbergungs- und Gaststättenwesens ein-
schließlich der Campingplätze angeordnet werden

1 3 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 199 Tannheimer Straße im Bereich
der Gemeinden Weißenbach am Lech und Nesselwängle

1 3 7 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 12 Inntal Autobahn und der S 13
Seefelder Schnellstraße im Bereich der Gemeinden Kematen in Tirol, Unter-
perfuss, Zirl, Ranggen und Inzing

1 3 8 . Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien

1 3 5 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie, des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft und
des Bundesministers für Gesundheit und Um-
weltschutz vom 20. Feber 1974 über die
Änderung der Verordnung, mit der statisti-
sche Erhebungen im Bereiche des Groß- und
Einzelhandels sowie des Beherbergungs- und
Gaststättenwesens einschließlich der Cam-

pingplätze angeordnet werden

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstati-
stikgesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird — hin-
sichtlich der Betriebe des Beherbergungs- und
Gaststättenwesens einschließlich der Camping-
plätze sowie des Groß- und Einzelhandels mit
Ausnahme der Apotheken und der gewerbe-
steuerpflichtigen land- und forstwirtschaftlichen
Einkaufs- und Verkaufsgenossenschaften durch
den Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie, hinsichtlich der gewerbesteuerpflichti-
gen land- und forstwirtschaftlichen Einkaufs- und
Verkaufsgenossenschaften durch den Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft und hin-
sichtlich der öffentlichen Apotheken durch den
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz — verordnet:

Die Verordnung vom 22. Dezember 1971,
BGBl. Nr. 11/1972, mit der statistische Erhe-
bungen im Bereiche des Groß- und Einzelhan-
dels sowie des Beherbergungs- und Gaststätten-
wesens einschließlich der Campingplätze ange-
ordnet werden, wird wie folgt geändert:

§ 7 hat zu lauten:
„§ 7. Die Angaben gemäß § 4 sind vom Aus-

kunftspflichtigen vollständig und wahrheits-

getreu in den Erhebungsbogen einzutragen.
Dieser ist im Falle monatlicher Meldungen bis
zum 10. des dem jeweiligen Berichtsmonat zweit-
folgenden Monates, im Falle: von Meldungen
über das Wirtschaftjahr bis zum 30. Juni des
dem jeweiligen Berichtsjahr folgenden Jahres
dem Österreichischen Statistischen Zentralamt
einzusenden."

Staribacher Weihs Leodolter

136 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 21. Feber 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 199 Tannheimer Straße im Be-
reich der Gemeinden Weißenbach am Lech

und Nesselwängle

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 199
Tannheimer Straße wird im Bereich der Gemein-
den Weißenbach am Lech und Nesselwängle wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 3,98 (alt) und führt von dort unter teil-
weiser Verwendung der alten Trasse in gestreck-
terer Linienführung bis km 6,382 (alt).

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Tiroler Landes-
regierung sowie bei den Gemeinden Weißenbach
am Lech und Nesselwängle aufliegenden Plan-
unterlagen (Katastermaßstab 1 :2880) zu erse-
hen.

6 88



934 45. Stück — Ausgegeben am 8. März 1974 — Nr. 137 und 138

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

137 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. Feber 1974
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 12 Inntal Autobahn und der
S 13 Seefelder Schnellstraße im Bereich der
Gemeinden Kematen in Tirol, Unterperfuss,

Zirl, Ranggen und Inzing

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

1. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
A 12 Inntal Autobahn wird im Bereich der
Gemeinden Kematen in Tirol, Unterperfuss, Zirl,
Ranggen und Inzing wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an den durch die Verordnung
BGBl. Nr. 203/1973 bestimmten Autobahn-
abschnitt bei Bau-km 11,75 und verläuft sodann
dem südlichen Innufer folgend bis Bau-km 17,00.

2. Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
S 13 Seefelder Schnellstraße wird im Bereich der
Gemeinden Kematen in Tirol, Unterperfuss und
Zirl wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
mit Einbindungen in die A 12 Inntal Autobahn
und führt, etwa 250 m westlich der bestehenden
Innbrücke Martinsbühel den Inn überquerend,
bis zu dem bereits mit Verordnung BGBl.
Nr. 402/1972 bestimmten Schnellstraßen-
abschnitt.

Im einzelnen ist der Verlauf der beiden
Straßentrassen einschließlich der Anschlußstelle
Zirl/West aus den beim Bundesministerium für
Bauten und Technik, beim Amt der Tiroler
Landesregierung sowie bei den Gemeinden
Kematen in Tirol, Unterperfuss, Zirl, Ranggen
und Inzing aufliegenden Planunterlagen (Maß-
stab 1 : 5000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenteile Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

138.

A B K O M M E N
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete
des Fremdenverkehrs zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Re-
gierung der Sozialistischen Föderativen

Republik Jugoslawien

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Föderativen Repu-
blik Jugoslawien,

geleitet von dem Wunsche, ihre Beziehungen
zu erweitern und zu vertiefen,

eingedenk der Bedeutung des Fremdenver-
kehrs für das gegenseitige Kennenlernen und
die Verständigung der Völker,

überzeugt von der Rolle, die die Entwicklung
des Fremdenverkehrs bei der weiteren Festigung
der Beziehungen zwischen beiden Staaten spielen
kann,

erfüllt vom Wunsche, auf dem Gebiete
des Fremdenverkehrs eine enge und dauerhafte
Zusammenarbeit zum beiderseitigen Vorteil zu
fördern,

bestimmt von der Bedeutung enger regionaler
Zusammenarbeit,
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haben,

auf der Grundlage und im Rahmen der in
beiden Staaten bestehenden gesetzlichen Vor-
schriften

und handelnd im Geiste der Empfehlungen
der Konferenz der Vereinten Nationen über
den Fremdenverkehr und die internationalen
Reisen, von Rom, vom 21. August bis 5. Sep-
tember 1963,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten werden der Entwicklung
und der Erweiterung ihrer gegenseitigen Be-
ziehungen auf dem Gebiete des Fremdenver-
kehrs besondere Aufmerksamkeit widmen und
sich um deren Förderung bemühen.

Artikel 2

Die Vertragsstaaten werden Gruppen- und
Einzelreisen von Touristen aus ihrem Staats-
gebiet in das Staatsgebiet des anderen Vertrags-
staates fördern, auch wenn diese aus dritten
Staaten kommen.

Artikel 3

Die Vertragsstaaten haben bereits mehrere
Abkommen geschlossen, die den erleichterten
Grenzübertritt ihrer Staatsbürger regeln. Die
Vertragsstaaten werden weiterhin bestrebt sein,
die Grenz- und anderen Formalitäten für
Touristenreisen österreichischer Staatsbürger
nach Jugoslawien und jugoslawischer Staats-
bürger nach Österreich noch mehr zu erleichtern
und zu vereinfachen. Dies gilt auch für Staats-
bürger eines der beiden Vertragsstaaten, die auf
dem Staatsgebiet des anderen Vertragsstaates
ihren ordentlichen Wohnsitz haben.

Artikel 4

Die Vertragsstaaten werden die Zusammen-
arbeit zwischen den österreichischen und jugo-
slawischen Institutionen, Organisationen und
Unternehmungen auf dem Gebiete des Fremden-
verkehrs fördern.

Artikel 5

Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer
Möglichkeiten im Interesse der touristischen
Entwicklung entsprechende Maßnahmen zur
Förderung, Erweiterung, Verbesserung und
Koordinierung der gegenseitigen Verbindungen
auf allen Verkehrsgebieten ergreifen.

Artikel 6

Die Vertragsstaaten werden im Interesse der
weiteren Entwicklung des beiderseitigen Frem-
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denverkehrs die Zusammenarbeit auf dem Ge-
biete der Raumplanung sowie des Umwelt- und
des Naturschutzes im Rahmen ihrer Möglich-
keiten weiterhin verstärken und zu diesem
Zweck unter anderem die Einrichtung von
alpinen Naturparks im Grenzgebiet in Erwägung
ziehen.

Artikel 7

Die Vertragsstaaten werden die Fremdenver-
kehrswerbung, den Austausch und Vertrieb von
Fremdenverkehrsinformationen und -publikatio-
nen, sowie die regionalen Initiativen der gemein-
samen Fremdenverkehrswerbung weiterhin
fördern und unterstützen.

Artikel 8

Die Vertragsstaaten werden gegenseitige Be-
suche von Journalisten der Hörfunk- und Fern-
sehanstalten und der Presse sowie von Fach-
leuten auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs
zwecks Information der Öffentlichkeit über die
touristischen Attraktionen des besuchten Ver-
tragsstaates unterstützen und fördern.

Artikel 9

Jugoslawien hat in Wien eine Werbestelle für
den Fremdenverkehr errichtet. Auf Wunsch
Österreichs wird Jugoslawien die Errichtung
und die Tätigkeit einer österreichischen Werbe-
stelle für den Fremdenverkehr auf seinem Terri-
torium zu den gleichen Bedingungen ermög-
lichen. Die Einzelheiten hiefür werden durch
ein zusätzliches Abkommen geregelt.

Artikel 10

Die Vertragsstaaten werden einander beim
Austausch von Fachleuten und Informationen
auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs, der
Hotellerie, der Gastronomie und der Raum-
planung unterstützen. Sie werden eine Zusam-
menarbeit auch durch gemeinsame Beteiligung
bei der Errichtung von Anlagen und bei der
Lieferung von Ausrüstungen auf dem Gebiete
des Fremdenverkehrs sowie die geschäftliche
Tätigkeit der daran interessierten Unternehmun-
gen sowie den Erfahrungs- und Informations-
austausch auf diesem Gebiete fördern. Diese
Zusammenarbeit wird in Übereinstimmung mit
den Vorschriften erfolgen, die in jedem der
Vertragsstaaten für diese Tätigkeiten gelten.

Artikel 11

Zahlungen, die im Zusammenhang mit dem
Touristenverkehr zwischen den Vertragsstaaten
anfallen, erfolgen nach den Bestimmungen des
zwischen Österreich und Jugoslawien jeweils
in Kraft stehenden Zahlungsabkommens.
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Artikel 12

Die Vertragsstaaten werden eine gemischte
Kommission bilden, welche die Durchführung
dieses Abkommens beobachten und in diesem
Sinne entsprechende Maßnahmen vorschlagen
wird. Die Kommission wird in der Regel alle
zwei Jahre, abwechselnd in Österreich und in
Jugoslawien, oder erforderlichenfalls zu einem
anderen Zeitpunkt zusammentreten, der einver-
nehmlich festgelegt wird.

Artikel 13

Dieses Abkommen wird für unbestimmte Zeit
geschlossen und tritt sechs Monate nach Ein-
langen der auf diplomatischem Wege erfolgten
schriftlichen Kündigung durch einen der Ver-
tragspartner außer Kraft.

Artikel 14

Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tage
nach dem Tag in Kraft, an dem die Regierung
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien der Österreichischen Bundesregierung
mitteilt, daß die nach jugoslawischem Recht
erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Geschehen in Dubrovnik am 26. Juli 1973
in zwei Urschriften in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Regierung der
Sozialistischen Föderativen

Republik Jugoslawien:

Boris Šnuderl m. p.

Für die
Österreichische Bundesregierung :

Staribacher m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 14 am 11. März 1974 in Kraft.

Kreisky
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